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De ..... tsche AI Fatah? 
Ein Offener Brief an Dr. Walter Becher, MdB, Sprecher der Sude­
tendeutschen Landsmannschaft 
(Auf diesen Brief von ERICH KNAPP wußte der Witiko-Deutsche keine 
Antwort) 

Die Anzeige der Sudetendeutschen Landsmannschaft in der 
,, Welt" vom 29. Mai bedarf der Entgegnung, um den Eindruck ab­
zuschwächen, deutsche Demokraten wollten weiterhin und unbe­
grenzt jenen Solidarität erweisen, die am Unglück unseres Volkes 
und seines Sudeten-Stammes mitschuldig sind. 
Die Anzeige be-streitet, daß die „Lösung der Sudetenfrage ,im 
Jahre 1938" von Anfang an ungerecht war. Diese Aussage steht 
im Widerspruch zur Auffassung aller Parteien des Bundestages 
und ,der Lanidtage - mit Ausnahme •der NPD und der „Deutschen 
Nationalzeitung." In Tat und Wahrheit war das Münchner Diktat 
- über dessen Ungültigkeitszeitpunkt gestritten werden kann, 
dessen Unrechtscharakter offenbar ist - Erpressung durch 
Drohung mit dem Weltkrieg, erpreßt durch ein Verbrecherregime. 
Das Münchner Diktat war Schlußpunkt einer von Berlin inszenier­
ten Hetze und Sabotage, der die Demokratie der CSR - in aller 
Unvollkommenheit dem damaligen Deutschen Reich human über­
legen und von Nichtverbrechern vorzuziehen - zum Opfer fiiel. 
Die Sudetendeutsche Landsmannschaft behauptet, die Einbe­
ziehung „der Deutschen Böhmens und Mähren-Schlesiens" in die 
CSR 1918/19 sei „von Anfang an ungerecht" gewesen. Das •ist 
ebenso unbeweisbar, wte die Behauptung erlogen ist, die CSR 
habe unterlassen, ihren „Völkern auch nur ein Mindestmaß (!) an 
Selbstverwaltung und Gleichberechtigung zu gewähren". 
Die Sudetendeutsche Landsmannschaft schämt sich nicht, den 
Tschechen und Slowaken im Zusammenhang mit der Gründung 
des Staates Masaryks „brutale Gewalt" vorzuwerfen - obwohl 
doch über dem Lager Theresienstadt eine Mord-Fahne wehte, der 
Herr Becher und andere Witikonen freiwillig Gefolgschaft ge­
schworen haben. 
Es gab in der CSR seit 1918 mehr Freiheiten und mehr Humanität 
als im Hitler-Staat, dem der Sprecher der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft bereits gedient hat, als er noch Staatsbürger 
der CSR war. Benesch war willens, die Selbstverwaltungsrechte 
der Sudetendeutschen zu erweitern. Auf Geheiß Hitlers hat Hen­
lein dieses Angebot ausgeschlagen. 
Die Bemühungen Prags um die Sudetendeutschen sind umso 
höher einzuschätzen, als es der bourgeoise, feudal verbogene Teil 
der Sudetendeutschen war, dem an der Gleichberechtigung in 
der Demokratie Masaryks nichts, an einem völkisch-autoritären 
Großdeutschen Reich alles gelegen war. Hierzulande ist ein 
symptomatischer Ausspruch Lodgman von Auens unbekannt: 
„Wer da glaubt, daß es nicht die höchste Pflicht der deutschen 
Abgeordneten ist, in diesem Staat Hochverrat zu üben, der irrt!" 
Dies erklärte Lodgman im Prager Parlament als Abgeordneter! 
„Die Freiheit der Völker unseres alten Heimatraumes", von der 
die Anzeige ohne Glaubhaftigkeit spricht, ist 1938 ermordet wor­
den, nicht 1948, ist auch von jenem im Auftrag Hitlers und Hen­
leins gemeuchelt worden, der heute als Sprecher der Sudeten­
deutschen Landsmannschaft Krokod·ilstränen über die verlorene 
Freiheit der Tschechen und Slowaken vergießt. 
Es wird Zeit, daß sich die Sudetendeutschen in Westdeutschland 
von „Sprechern", d. h. Vormündern befreien, die das Unglück der 
Austreibung mitverursacht haben und die als Nazi-Aktivisten den 
Ruf der Heimatvertriebenen international schädigen. Es wird Zeit, 
daß die deutsche Demokratie die bisher erwiesene menschliche 
und politische Solidarität Wiederholungstätern entzieht, deren 
irredentistische Propaganda Teile der Bevölkerung in die Arme 

des Rechtsradikalismus treibt und den Aufbau einer rechtsradi­
kalen EI Fatah in der BRD bewirken muß. 
Heimatrecht kann nicht unendlich strapaziert werden. Sinnvoll 
kann es nur als Recht auf eine Heimat gelten, in der man einige 
Zeit gelebt hat. Dieses Recht haben heute die älteren Sudeten­
deutschen bei uns wie die jungen Tschechen im Sudetenland. 
Heimatrecht im Sudetenland haben sicher die nicht, die in West­
deutschland geboren und aufgewachsen sind. Heimatrecht ver­
erben zu wollen, ist völkischer Nonsens. Es käme letztlich nicht 
den Nachkommen der Sudetendeutschen zu, sondern den Nach­
kommen derer, die vor den Deutschen in den Sudeten gelebt 
haben. 
Die jungen Westdeutschen von sudetendeutschen Eltern sollten 
sich entscheiden, ob sie Bürger der CSSR oder der BRD sein 
wollen. Jede Entscheidung hat ihre Konsequenz! Die Mehrheit der 
Westdeutschen wird es sich jedenfalls verbitten, daß von west­
deutschem Boden aus aggressive, gegen Nachbarn gerichtete For­
derungen erhoben werden. Wir wenigstens wollen nicht durch 
einige verbohrte Politiker unseres Landes verlustig gehen. Wir 
wollen den Frieden. 
Um Mißverständnissen vorzubeugen: Die Vertreibung der gesam­
ten deutschen Volksgruppe war ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit. Aber die Vertreibung der Henlein-Nazis, einer 
Gruppe gewissenloser, von maßlosem Fremdenhaß getriebener 
Staats-, Hoch-, Landes-, Demokratie- und zuletzt Volksverräter, 
war rechtens. Wer eine freiheitliche Demokratie, wie unvollkom­
men auch immer, zugunsten eines Verbrecherregimes verriet, des­
sen Natur spätestens seit 1933, 1934 offenkundig war, verdiente, 
aus dem verratenen Land gepeitscht zu werden. Schlimm ist nur, 
daß Westdeutschland diese Desperados aufnehmen mußte. Schlim­
mer ist, daß die gesamte deutsche Volksgruppe mit der Henlein­
Bande identifiziert worden ist. 
Um so dringlicher ist es jetzt, daß sie sich von ihren Verführern 
endlich abwendet und einen Trennungsstrich zieht zwischen den 
Friedwilligen und den Fremdenhassern. Die nichtintegrierte Min­
derheit unter den Sudetendeutschen, die trotz aller unserer Hilfen 
bei uns nicht heimisch werden will, wird eher früher als später 
von ihren integrierten Landsleuten vor die Wahl gestellt werden 
müssen, sich anzupassen oder auszuwandern. Jene Westdeut­
schen, die in den Bombennächten Angehörige und Hab und G,ut 
verloren haben, führen auch keinen Kampf gegen die Royal Air 
Force; sie haben ihr Schicksal angenommen, haben klaglos wei­
tergearbeitet und sich um ein sinnvolles Leben bemüht. Es wird 
den Witiko-Deutschen nicht mehr lange gestattet sein, ihre irreale 
und Unglück bringende Volkskampfpolitik von westdeutschem 
Boden und auf Kosten der Westdeutschen - wo auch immer sie 
geboren sind - weiterzutreiben. Völkerhetzende Propaganda 26 
Jahre nach der Vertreibung kann nur neues Unglück und neues 
Unrecht schaffen. 
Daß in den zwanziger Jahren unseres Jahrhunderts alle deut­
schen Demokraten in die Klage über den Versailler Vertrag zu­
sammen mit Reaktionären, Fememördern ,und Nazis einstimmten, 
hat nicht zur Revision dieses Vertrages, sondern zum Untergang 
der Weimarer Republik, zum zweiten Weltkrieg und zur größeren 
Katastrophe, der von 1945, geführt. 
Gerade die deutschen Demokraten schulden Benneschs Staat Dank 
für die Gastfreundschaft und Hilfe, die er mehr als jede andere 
europäische Demokratie den deutschen Emigranten nach 1933 
gewährt hat. Diese Dankesschuld, allzu lange verdrängt, sollte 
von nun an angesichts der Unverschämtheit und Un·dankbarkeit 
der Witiko-Gruppe für die erwiesene Aufnahme und Hilfe vor 



jedem Solidaritätsgefühl mit Bankerott-Politi'kern stehen, deren 
Schicksal schwer, aber selbstverschuldet ist: mit den Witiko­
Führern der Sudetendeutschen Landsmannschaft. 
Erklären wir offen, daß es zwischen uns und ihnen keinerlei 

Tuchfühlung mehr gibt noch geben darf. Dies alle-in ist innen­
politische Voraussetzung für eine Versöhnung zwischen Tschechen 
und Slowaken und den Deutschen. 

Ein deutscher Mitbürger und europäischer Demokrat 

Kameraden und Leser schreiben uns • • • 
Ein Brief, den „Die Welt" nicht druckte 
Zu den Demokratie-Thesen des Zentralkommitees der deutschen Katholiken 
schrieb unser Leser Hans-Peter Horn, Bonn-Beuel, Mirecourtstr. 6, etn Mit­
glied der SPD, an die Redaktion der »Welt«. »DAS REICHSBANNER« gibt 
dieser Stimme, die Herrn Springer nicht genehm war, Raum. 

Was man schon immer für möglich hielt und nahe wähnte, daß 
nämlich eines Tages der Heilige Geist über Kremp und Springer 
kommen würde, um mit ihnen gemeinsame Sache gegen die 
Staats- und Ordnungsfeinde von links zu mach•en, ist nun Wahr­
heit geworden. Die Aktionseinheit von klerikaler und journalisti­
scher Reaktion zur Rettung des Vaterlandes besteht spätestens 
seit der zustimmenden Veröffentlichung der 9 Thesen des ZK der 
deutschen Katholiken zum „ Problem der Demokratie in unserer 
Zeit" in der WELT am 4. August 1971 und dem überschwenglichen 
Kommentar Nellessens dazu am nächsten Tag. 
Bernd Nellessen, der die Heilige Allianz aufrufen darf, tut dies 
unter der Schlagzeile: ,,Katholische Laien warnen: Demokratie ist 
kein Religionsersatz". Nach vollendeter Lektüre •der 9 Thesen 
und der beigefügten Erläuterungen wird einem klar, welche 10. 
These - alle anderen zusammenfassend - Springer ·und das ZK 
auf ihre Fahnen geschrieben haben: Die Anbetung des Staates, 
der „den Raum (sichert) für die Selbstbestimmung und Selbstver­
wirklichung des Menschen" (These II) - der Bundesrepublik 
Deutschland anno domino 1971 nämlich - ist Demokratieersatz. 
Was sind nun aber das für Elemente, die •in staatsgefährdender 
Weise in der Demokratie einen Religionsersatz sehen (These 1), 
die das „Gemeinwohl" durch „moralische Absolutheitsansprüche" 
gefährden, die die „Massen" zum „wahren Glück" führen wollen 
(Erläuterung zu These II) und die auf ,diese Weise die „Klarheit 
des Denkens" der Gralsritter auf den Plan rufen, das niun mutig 
der Gefahr entgegentritt? 
Sind es nicht alle, die diesen Staat, seine Verfassungswirklichkeit 
an seinen eigenen Normen messen und dann betroffen feststel­
len, wie wenig, die „repräsentative Demokratie ,den Raum für die 
Selbstbestimmung und Selbstverwirklichung •des Menschen" 
sichert, wie erbärmlich es mit „Solidarität und Gerechtigkeit" 
(These IV) in der Waren- und Profitgesellschaft bestellt ist? Sind 
es nicht auch alle liberalen und christlichen Demokraten aller 
staatstragenden Parteien, die begriffen haben, wie notwendig 
Fortschritt des Bewußtseins angesichts der fortschre·iteniden Tech­
nologie wird, um den Menschen das Schlimmste zu ersparen: 
daß er dem Wahnsinn Kräfte verleiht, die der Vernunft dann die 
letzte und entscheidende Niederlage bereiten? 
Und die „Linken"? Die „Klarheit des Denkens", wie es im ZK, bei 
Kremp, Springer, Nellessen und Konsorten anzutreffen ist, dieses 
tautologische Bestätigen dessen, was ist, weil es ist, wird nie fas­
sen, wie ein menschliches Hirn das schlechthin Andere als aus 
dem bestehenden Schlechten hervorgehend denken kann. Alles ist 
diesen Anbetern von Ordnung und Herrschaft unheimlich, was 
ihr Denken verunsichert, weil es dieses übersteigt. Sie geifern 
nicht gegen die Linken, weil sie -die Inhalte von deren Tun und 
Denken fürchten - ,die sind ihnen unbegreiflich, unfaßbar. Das 
spricht aus jeder Zeile der Thesen und aus Nellessens Kommentar, 
die die Versöhnung, die er antizipiert, nachgerade provoziert. Daß 
dieser seltsame „Denker" Lenin zitiert, um dessen „Nachbeter" 
zu treffen, kann nur tiefe Melancholie hervorrufen über das 
Schicksal eines Springer-Jounalisten angesichts der Kompliziert­
heit von Denken und Sprache, der er nicht gewachsen ist. Eben­
sogut könnte er Lenin auf Suaheli lesen; er würde so viel ver­
stehen, wie er schon verstanden hat. 
Er, wie alle Nachbeter Springers und alle Katholiken, die das 
Jahrhundert verschlafen haben, werden ewig nur verstehen kön­
nen, daß das Bestehende gut ist, weil es das Bestehende ist, 
daß Demokratie ·das ist was das herrschende Denken dazu er­
nennt, daß Rationalität dort ist, wo der Wahnsinn Methode hat, 
daß Freiheit und Gleichheit existieren, weil sie laut Grundgesetz 
existieren sollen. Für solchen Schwachsinn hatte Morgenstern nur 
einen Witz übrig. 
Man sollte sich aber das Lachen verkneifen und begreifen, welche 
Gefahr hier, in der Verbindung konzentrierter Macht mit ebenso 
konzentrierter Dummheit für eben jene Rest-Demokratie ,besteht, 
die immerhin noch Alternativen zum ZK und zu Springer erlaubt. 
Die Demokraten sollten sich darauf besinnen, auch die staats­
tragenden. Den Linken ist es längst zuviel, zwischen Springer und 
dem SPD-Bourgeois qualitative Unterschiede zu konstruieren. Es 
geht nur noch um Grade der bewußtlosen Anpassung, es geht 

nur noch um schwindende Unterschiede des Widerstandes gegen 
die irrationale Rationalität dessen, was als „Schicksal" immer 
fragloser hingenommen wird. Die Katholiken haben eine Erklä­
rung dafür: den Sündenfall. Finden wir uns doch endlich damit ab, 
meine Damen und Herren von der WELT! Entsagen wir endgültig 
- wie Nellessen und sein Meister es wollen - der Utopie! Dann 
endlich findet dieser Sta,at die Friedho~sruhe, in deren stickiger 
Atmosphäre widerstandslos der tägliche Faschismus sich breit­
machen kann. Wie wäre das?! 

* 
Auf den Leserbrief des Kameraden Berkelmann antwortete Kam. Knapp am 
6. Juni. Da diese Stellungnahme nichts an Aktualität verloren hat, sei sie 
hier wiedergegeben . 

Lieber Kamerad Berkelmann 
Deine Zustimmung zu meinem Brief an Bundesverfassungsrichter 
von Schlabrendorff hat mich ebenso gefreut wie eine Reihe tref­
fender Formulierungen, Dein Hinweis auf die §§ 92 bis 104 des 
Grundgesetzes und auf die absolute Meinungsfreiheit einiger 
Verleger· auf Kosten vieler Leser. Deine Frage, ob das „Re'ichs­
banner" Schlabrendorffs Antwort publizieren wird, da Demokratie 
doch von Diskussion lebt, ist schnell beantwortet: selbstverständ­
lich, wenn es eine Antwort gäbe. Aber der Bundesverfassungs­
richter, der sich nicht schämt, unseren frei gewählten Bundes­
präsidenten auf eine Stufe mit einem hingerichteten (!!) feudalen 
Usurpator zu stellen und herablassend über Emigranten zu spre­
chen - der Nationalbolschewist Niekisch, schrieb er, habe mehr 
Entschädigung verdient als „tausend und abertausend Emigran­
ten" - hat den Erhalt meines Briefes nicht einmal bestätigen 
lassen. 
Aber das findet man hierzulande oft. Unsere Oberen, wiewohl 
gewählt und oberflächlich demokratisiert, lassen Briefe von Wäh­
lern, Lesern weitgehend unbeantwortet. Das ist insbesondere 
die Reaktion der installierten Rechten: der national konservativen 
Abgeordneten (sie freilich nicht allein!), der Ministerialbürokraten, 
Richter und Staatsanwälte (deren Standesorganisationen die 
braunen Blutrichter nie ausgeschlossen haben und dennoch einen 
Anspruch auf Respekt erzwingen). Diese feudaloide Reaktion auf 
Bitten, Briefe, Anregungen, Mitarbeit der Bürger hat junge Men­
schen erst da2lu getrieben, zu randalieren und Sachbeschädigun­
gen zu begehen, hat die Baader-Meinhof-Gruppe in die Ver­
zweiflung und Illegalität getrieben. Der Vater des deutschen 
Linksradikalismus war allemal der „konservativ" getarnte in­
stallierte (!) Rechtsradikalismus, dessen Vertreter trotz erwiesener 
Dummheit, Halbbildung, Stummheit in der Diskussion, trotz ihrer 
verbrecherischen Nachlässigkeit und Verbohrtheit in politischen 
Dingen, die zu den Katastrophen von 1918, 1933 und 1945 geführt 
haben, von Demokraten immer wieder in entscheidenden Posi­
tionen .geduldet werden .... 

* 
Zur Zuschrift des Kam. Schneider aus Flensburg nimmt heute Kam. Ernst 
Wagner, Frankfurt, Hoherodskopfstraße 13, Stellung: 

„ Ich finde den Vorschlag „Schutzbund" gut - aber erst, wenn 
er solche Aufgaben bekommen hat. Solange die politischen Par­
te,ien zögern, das Reichsbanner für solche Aufgaben heranzu­
ziehen und somit die Demokratie von keiner Seit,e gefährdet 
sehen, sollte das Reichsbanner seinen alten, traditionellen N,amen 
mit gutem Ruf „Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold" beibehalten. 
Im Gegensatz zum Kam. Dr. Schneider bin ich der Me•inung, daß 
das Wort „Reich" im Namen des Bundes dafür bürgen sollte, 
daß es nicht die Demokraten waren, die das Reich zerstörten, 
sondern diejenigen, die den Krieg ausgelöst und bis zur Reichs­
zerstörung geführt haben! Das Reich bedeutet nichts anderes wie 
Staat oder Machtbereich, unerfreulich daran ist meines Erachtens 
nur, daß es 1945 so erbarmungslos untergegangen ist. 
Warum sollte das Reichsbanner seinen Namen ablegen, wo es 
doch gerade das RB war, das den Hitler- und Kriegsstaat Deutsch­
land verhindern wollte? Im Gegenteil, das Deutsche Reich vor 
1933 war wie Schweden ein Re,ich und sollte es auch in Zukunft 
wieder einmal sein. Kein Deutscher - übrigens im Westen und im 
Osten - hat die Hoffnung aufgegeben, daß dieser neue Kriegs­
Zankapfel BRD - DDR einmal zugunsten eines einheitlichen 
Staates „ Deutsches Reich" beseitigt wird und wenn es noch viele 
Jahre oder Jahrzehnte friedlichen Ringens bedarf." 



Gelesen, zitiert und kommentiert 
Bravo,Jochen! 
Der „Spiegel" brachte in Nr. /1970 ein Gespräch mit Jochen 
Steffen, in dem er sich zur Notwendigkeit einer Organisation 
wie es das Reichsbanner ist, bekannte: 
,,Spiegel: Sie sprachen in Wahlversammlu·ngen davon, daß An­
griffe von rechts notfalls auch mit Gewalt abgewehrt werden 
müssen. Scheint Ihnen die Faschismus-Gefahr schon heute real? 
Steffen: Das sind zwei Dinge. Gegen den modernen Faschismus 
ist Gewalt ein unzulängliches Mittel. Ich habe da an Gruppen 
wie „Aktion Widerstand" gedacht. Das sind nämlich noch die 
alten Faschisten. 
Spiegel: Und gegen die ist Gewalt geboten? 
Steffen: Ich bin der Meinung, daß in einer demokratisch-parla­
mentarischen Republik, deren Organe ja an Gesetze gebunden 
sind, die Parteien das gewaltsame Auftreten der „Aktion Wider­
stand" verhindern müßten, notfalls mit Gewalt. 
Spiegel: Die Parteien? Nicht die Polizei? 
Steffen: Wir können die Polizei nicht überfordern. Wir selber 
müssen es wieder lernen, unsere eigenen Veranstaltungen zu 
schützen. 
Spiegel: Was sollen die Parteien dann tun? 
Steffen: Zusammenwichsen. 
Spiegel: Also wieder ein Reichsbanner wie in der Weimarer Re­
publik, das Störer aus dem Saal kloppt? Könnten Sie sich das 
vorstellen? 
Steffen: Durchaus. 
Spiegel: Ist die „Aktion Widerstand" nicht ein zu kleines Objekt, 
um Stoßtrupps zu organisieren? 

Steffen: Vielleicht, ich weiß nur, daß die NSDAP auch mal mit 
sieben Leuten angefangen hat." 

Wir waren und sind keine „Schlägertruppe"; aber sollen wir mit 
Neofaschisten zimperlich umgehen? Der demokratische Staat wird 
uns in der Abwehr nationallistischer Tendenzen und nazistischen 
Rowdytums auf seiner Seite sehen. 

Bravo, Jürgen! 
(UPI) - Die von dem Schriftsteller Kurt Ziesel geleitete „Deutsch­
land-Stiftung" hat nach Ansicht des Vorsitzenden der Jungen 
Union Deutschlands, Jürgen Echternach, das Recht zur Verleihung 

• von Preisen im Namen des früheren Bundeskanzlers Konrad 
Adenauer „moralisch verwirkt". Echternach nannte die Träger 
der Stiftung „rechte Sektierer". Die Verleihung des „Konrad­
Adenauer-Preises", der in diesem Jahr dem Publizisten William 
S. Schlamm zuerkannt wurde, sollte „allen christlichen Demokra­
ten ein Dorn im Auge" sein, schrieb Echternach nach Angaben 
der Jungen Union im· Verbandsorgan „Die Entscheidung". Der 
Vorsitzende der Jungen Union forderte alle Stiftungsmitglieder 
von CDU und CSU auf, nach dem Vorbild des bayerischen 
Ministerpräsidenten Alfons Goppel sofort auszutreten „um nicht 
einem nationalistischen Unternehmen weiterhin einen demokrati­
schen Deckmantel zu gewähren." 

Wir haben uns aus guten Gründen schon früher entschieden 
gegen die sogenannte „Deutschland-Stiftung" gewandt und sind 
hierwegen auch Angriffen ausgesetzt gewesen. Wir stellen mit 
Genugtuung fest, daß jetzt auch namhafte CDU-Kreise unsere 
Aufassung teilen. 

Feier des 20. Juli in der Bonner Beethoven-Halle 
Zum Gedenken an „Deutschlands stolzestem Tag" trafen sich 
auch die Reichsbanner-Kameraden aus Bonn und Umgebung zu­
sammen mit unserem stellvertretenden Bundesvorsitzenden Ditter 
in der Beethoven-Halle zu einer eindrucksvollen Feierstunde, 
nach·dem am Vormittag auch eine Delegation unseres Bundes am 
Mahnmal im Bonner Hofgarten einen Kranz niedergelegt hatte. 
Am Abend sprachen Bundesminister Egon Franke und der Vor­
sitzende des DGB, Heinz 0. Vetter, vor einer großen Zuhörer­
schaft über die Verpflichtung der Tat des 20. Juli 1944 für die 
heute Lebenden und Wirkenden. Reicher Beifall bewies, daß die 
beiden Redner mit ihrer Warnung vor dem Radikalismus und dem 
reaktionären Konservatismus verstanden worden waren. Der Vor­
trag des Schweizer Professors Hofer hinterließ leider einen Miß­
klang, über den man ,als kritischer Demokrat nicht hinweggehen 
sollte. Eine völlig einseitig dargestellte Studentenbewegung wurde 
davor gewarnt, nicht, wie angeblich in Italien geschehen, einen 
neuen Rechtsradikalismus hervorzurufen. Prof. Hof er, der genau 
weiß, ,daß der italienische Neofaschismus so alt wie die italieni­
sche Republik ·ist, muß sich den Vorwurf unwissenschaftlicher 
Subjektivität machen lassen. Es geht nicht an, so zu tun, als sei 

alles in der Bundesrepublik hundertprozentig demokratisch und 
nur die Studentenschaft spiele die Rolle der schurkigen Sabo­
teure. überdies widersprach Prof. Hofer später selbst dieser 
schiefen Diagnose. Er ließ sich in eine lange Polemik mit dem 
,,Spiegel" ein und dessen Autor Tobias, der die These der Allein­
schuld van -der Lubbes vertritt. Wir maßen uns kein Urteiil an 
darüber, wer recht hat - Tobias oder Calic, solange der ver­
sprochene Dokumentenband des Luxemburger Komitees nicht vor­
liegt. Uns fiel nur auf, daß Prof. Hof er annimmt, daß Naziver­
brecher und Nationalisten es fertig gebracht haben könnten, die 
deutsche Geschichtsschreibung zu manipulieren und die deutsche 
Öffentlichkeit über die Urheberschaft am Reichstagsbrand irre zu 
führen. Wenn das stimmt, Herr Profesor, hätten die Nazis in der 
Bundesrepublik eine erhebliche Macht. Damit wäre dann ein 
Teil der Studentenschaft voll rehabilitiert und ihre Charakterisie­
rung als antidemokratische Umstürzler unhaltbar. - Wir wollen. 
nicht verschweigen, daß Prof. Hofer stürmischen Beifall von eini­
gen Uniformträgern bekam, die bei Vetter und Franke weder Kopf 
noch Hände beifällig rührten. E.K. 

Der Verfassungsschutz als Schulbeispiel 

Einen Besuch bei Einheiten der Panzerbrigade VI in Allendorf 
nutzte der hessische Oppositionschef Alfred Dregger Anfang die­
ser Woch,e, wieder einmal mit Nachdruck auf die staatsbürger­
lichen Lücken des nach Ansicht der CDU zu linkslastigen Sozial­
kundeunterrichts an den Schulen hinzuweisen. Es sei sehr be­
dauerlich, klagte der ehemalige Weltkriegsbataillonskommandeur 
vor den Soldaten, daß die Jugendoffiziere der Bundeswehr in den 
Schulen keinerlei Informationsstunden geben dürften. 

Dreggers Kritik allerdings konnte Kultusminister Ludwig von 
Friedeburg mit dem Hinweis auf die Allgemeine Dienstordnung für 
den Sch1ulunterricht relativ leicht parieren. Demnach ist es nämlich 
den Lehrern selbst „freigestellt", ob sie auch Personen aus dem 
außerschulischen Bereich für den Unterricht engagieren wollen. 
Und gegen ebenso sorgfältig vorbereitete wie ausgewählte Gast­
spiele etwa von Gewerkschaftlern, Arbeitgebern oder Bundes­
wehrangehörigen sei „prinzipiell nichts einzuwenden", lautet 
Friedeburgs Parole. 

Hessens Großzügigkeit in diesem Bereich geht sogar so weit, daß 

eigentlich weniger Dreggers konservative Gefolgschaft als eher 
die Anhänger der politischen Linken Anlaß zum Mißtrauen haben 
könnten. Denn als erstes Bundesland überhaupt gestattet die 
Wiesbadener Regierung seit kurzen Vertretern des Innenministe­
riums, in Vortragsveranstaltungen an Gymnasien die Schüler der 
Oberklassen über Ziele, Aufgaben und Probleme des Verfassungs­
schutzes zu informieren. Dieses Experiment entstand hingegen 
nicht aus dem Wunsch, die Nachwuchssuche des Nachrichten­
dienstes zu erleichtern, sondern aus der - zuletzt im Normen­
kontrollverfahren gegen das Bonner „Abhörgesetz" wieder deut­
lich gewordenen - spezifisch hessischen Sorge um ein Höchstmaß 
an Bürgerfreiheit und Information. 

,,Wir sind nicht dazu da, Sie zur Mitarbeit als V-Leute anzuwer­
ben. Unsere Stellen sind sowieso schon alle ausgebucht", pflegt 
Regierungsdirektor Hans Joachim Schwager! gern sein Referat zu 
beginnen. An das daraufhin gewöhnlich anbrechende Gelächter, 
an die provozierenden Zwischenrufe und Attacken mancher Schü­
ler hat sich der Mann aus Wiesbaden inzwischen gewölint: ,,Das 
zeigt nur, wie notwendig unsere aufklärende Informationsarbeit 
ist." 



II 
Die Idee, Publ.ic Relations für einen Geheimdienst zu betreiben, 
geht letztlich auf zwei Skandale des Jahres 1968 zurück. Damals 
hatte der gescheiterte Versuch des hessischen Verfassungs­
schutz,es, an den Universitäten Gießen und Frankfurt Studenten 
für die Bespitzelung des SDS anzuwerben, die ohnedies verbrei­
teten Aversionen gegen die „Schnüffelzentrale" um einen kräfti­
gen Schub bereichert. Zu dem Ergebnis, daß Außenstehende 
sämtlich nachrichtendienstliche Tätigkeiten gemeinhin als an­
rüchig und für Abendteuernaturen passend empfinden, war im 
Mai 1969 auch der Abschlußbericht eines Bundestagsunter­
suchungsausschusses gelangt. Verfassungsschutzämter sollten 
,,soviel Verwaltungsbehöl'lde wie möglich und so wenig Geheim­
dienst wie nötig" sein, empfahl deshalb Bundesinnenminister 
Genscher im darauffolgenden Jahr in seiner Rede zum 20jährigen 
Bestehen des Kölner Bundesamtes für Verfassungsschutz. Die 
,,maximale Transparenz" nannte er als neuen Grundsatz. 
Zu diesem Zeitpunkt meldete das vom hessischen Innenminister 
gebildete Referat M 4, genannt „positiver Verfassungsschutz", 
bereits erste Erfolge von der Aufklärerfront. Zunächst hatte man 
die Polizei intern geschult und dann versucht, mit Vorträgen bei 
Parteien und Gewerkschaften, in Ausbil,dungskursen ·des öffent­
lichen Dienstes und vor Organisationen der Erwachsenenbildung 
dem Geheimdienst das Odium des Unheimlichen zu nehmen. 
Nach einjähriger Vorbereitungszeit folgten nun im Frühjahr auch 
die Schulen. ,,Aber nur schrittweise und behutsam", wie Schwa­
ger! betont, ,,um einen psychologischen Rückschlag zu vermeiden 
und das Mißtrauen nicht total werrden zu lassen." Die Schüler 

erhalten außerdem schriftliche Kurzinformationen, die einen syste­
matischen Überblick über die gesetzlichen Grundlagen des Ver­
fassungsschutzes liefern, seine Aufgabenstelf.ung skizzieren, 
naturgemäß recht wenig über die eigentliche Arbeitstechnik, da­
für jedoch verhältnismäßig viel über seine rechtlichen Grenzen 
aussag,en. 
Aus•drücklich wird eine „Bestandsgarantie für das politische 
Establishment" abgelehnt und die von kritischen Außenseitern 
und Minderheiten ausgehende Unruhe als „das beste Mittel ge­
gen einen politischen Immobilismus der Gesellschaft" angesehen. 
Der nachrichtendienstliche Verfassungsschutz sei weder "ein 
Instrument der herrschenden Klasse zur Unterdrückung" noch ein 
notwendiges Übel, sondern - so Schagerls Kernthese - ,,legitime 
Ausdrucksform des Selbsterhaltungswillens einer streitbaren De­
mokratie zum Schutz des Rechts aller Bürger". 
Oberstudiendir,ektor Steiner vom Alten Kurfürstlichen Gymnasium 
in Bensheim, wo Schwager! sein erstes von bislang zwölf schuli­
schen Aufklärungsmanövern startete, beurteilt 1das Experiment 
,,durchaus positiv". Die Schüler hätten „schön scharf gefragt", 
aber sicher von dieser Begegnung auch viel profitiert. Schwager!, 
der in sämtlichen Diskussionen die meiste Zeit darauf verwenden 
mußte, verfassungsrechtliche Begriffe ~u erläutern und über 
Grundsatzfragen des Demokratieverständnisses zu streiten, kommt 
ebenfalls zu einem günstigen Resümee: ,,Ich betrachte es schon 
als Erfolg, wenn ·die extremsten Schüler von links und rechts zum 
Nachdenken gebracht werden. Oft haben gerade d·ie härtesten 
Diskutanten später bei mir angerufen und um Zusendung weiteren 
Materials gebeten." (0. J., SZ 1205) 

Hugenbergs Auferstehung 
Wenn es noch eines Zeugnisses dafür bedurft hätte, daß der Geist 
Alfred Hugenbergs fast täglich in den Blättern des Springer­
Konzerns aufersteht, die letzten Wochen haben den Beweis er­
bracht: Unsäglich, wie da das Ergebnis der Botschafter-Gespräche 
entstellt, verzerrt, verleumdet wurde. Buchstäblich bis zur letzten 
Minute haben die Gazetten dieses Hauses ihren Lesern sugge­
rieren wollen, daß die Verhandlungen der Mächte sich im Kreis 
bewegten. Noch zwei Tage, bevor die Botschafter zu ihrer ab­
schließenden Runde zusammentrafen, wußte Herr Bilges aus Ber­
lin zu berichten, es sei „in wesentlichen Punkten noch keine Über­
einstimmung erzielt" worden. 
Und Herr Barth, ,eine der abenteuerlichsten Erscheinungen des 
zeitgenössischen Journalismus, kabelte gar aus Washington, die 
Vereinigten Staaten rechneten mit einer Vertagung der Gespräche 
auf die zweite September-Hälfte, denn „ in praktisch allen zur 
Verhandlung stehenden Punkten des Berlin-Problems" seien noch 
Fragen offen. Hier war der Wunsch der Vater des Gedankens, 
und es gehört nicht viel Phantasie zu der Voraussage, daß die­
selben Korrespondenten uns in der bevorstehenden - zweifel­
los schwierigen - Phase der Detail-Verhandlungen zwischen Bonn 
und Ost-Berlin noch die absonderlichen Informationen servieren 
werden. 
Nun, da die vi,er Botschafter ihre Beratungen erfolgreich beendet 
haben, beeilen sich die Springer-Blätter zu versichern, daß man 
erst wägen und prüfen müsse und daß dies nicht geschehen 
könne, solange der amtliche Text der Übereinkunft nicht vorliege. 
Doch im gleichen Atemzug malen sie die Zu•kunft der Stadt und 
des Landes in den düstersten Farben: Herr Waiden sieht Berlin 
bereits „im Teller-eisen sowjetischer Bevormundung". Vom Dahin­
welken der Stadt liest man, von der Ruhe eines Altersheims, die 
sich ausbreiten werde. ,,Status quo minus für Berlin" - das ist 
Herrn Cycons Version. Ein sowjetisches Generalkonsulat legt ihm 
den Vergleich mit einem Wolf im Hause nahe. ,,Wie die Sowjet­
union kommt, so geht der Bund" - was hilft es da. die Größen­
ordnungen zu vergleichen? 
Nicht mehr als fünfzig Sowjetmenschen werden künftig im west­
lichen Berlin leben und arbeiten dürfen - zwanzig Konsulats­
angestellte, zwanzig Beamte sow1etischer Außenhandelsunterneh­
men und je fünf Mitarbeiter von lntourist und Aeroflot. Von 
mehr als 22 000 Berlinern, die als Beamte, Angestellte und Arbei­
ter unmittelbar im Dienst des Bundes stehen, wird kein einziger 
sich einen neuen Arbeitsplatz zu suchen haben - im Gegenteil, 
zum ersten Mal erscheint . gesichert, ·daß ihre Aufgabe in Berlin 
auch von den Sowjets respektiert wird. Für Springer-Journalisten 
wiegt dies alles nichts. 
Herr Stiege, Leitartikler der Berlin·er Morgenpost, eine Persönlich­
keit, die in der Maßlosigkeit ihres Urteils seit langem nur noch 
von dem WamS-Kolumnisten Schlamm übertroffen wird, scheut 
sich nicht, eine knallharte Falschmeldung zu offerieren: Die Bun­
desregierung habe, schreibt er, mit dem Moskauer Vertrag 
,,höchstpersönlich unsere westlichen Verbündeten von ihrer Ver­
pflichtung für ganz Deutschland" entbunden. Daß der Para-

phierung des Vertrages ein Notenwechsel zwischen der Bun-des­
republik und den drei Westmächten vorausging, in dem „die 
Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier Mächte in bezug aiuf 
Deutschland als Ganzes und Berlin" bekräftigt wurden, daß der 
sowjetische Außenminister selbst versicherte, die Frage der 
Rechte der Vier Mächte werde durch den Moskauer Vertrag nicht 
berührt, was schert das einen Rudolf Stiege, wenn er nur eine 
Chance sieht, Regierung und Koalition am Zeuge zu flicken? Die 
Beispiele ließen sich mehren. 
Daß die ebenfalls aus dem Hause Springer stammende 82 einen 
in Nuancen abgewogenen Kurs verfolgt, ändert am Gesamtbil·d 
wenig: Der Konzern, der sieben von zehn in Berlin gedruckten 
Tageszeitungsexemplaren produziert, ist zu einem Amoklauf an­
getreten. Selbst Christdemokraten sehen sich hier bereits als 
„sogenannte Opposition" (Berliner Morgenpost) verlästert; auch 
in ihren Reihen wittert ein Schlamm Kapitulantentum. 
Sage niemand, dies alles sei wirkungslos. In Berlin haben Sozial­
demokraten •und Liberale sich gehörig zu mühen, wenn sie ver­
hindern wollen, daß Teile der Bevölkerung nachgerade syste­
matisch zur Hysterie getrieben - die Fähigkeit z-ur nüchternen 
Analyse ihrer gegenwärtigen Lage und ihrer künftigen Chancen 
gänzlich einbüßen. (M. Rexin, Berlin) 
Wer sich umfassender über das innen- un<l außenpolitische Ge­
schehen unterrichten will, dem kann nur empfohlen werden, sieh 
in die guten demokratischen Wochenzeitschriften „Die Zeit", 
,,Publik", ,,Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt" oder „vorwärts" 
Ei'nblick zu nehmen. Der vorstehende Aufsatz ,ist dem „vorwärts" 
v. 2. 9. 71 entnommen. (Die Red.) 

Ein wichtiger Termin: 
Wir geben allen Vorständen der Landesverbände und der Orts­
vereine zur Kenntnis, daß unsere diesjährige (3.) politische Infor­
mations- und Bildungsveranstaltung am 23. und 24. Oktober 1971 
in Wiesbaden stattfindet. Tagungslokal ist das Sozialheim der 
Arbeiterwohlfahrt in Wiesbaden, Unter den Eichen 1. Alles Nähere 
erfahren die Vorstände durch ein Rundschreiben das ihnen in 
Kürze zugeht. 
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